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Vorblatt 


Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Dritter Abschnitt, Kapitel V über Seeverkehr 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Die Seeschiffahrt steht in scharfem Konkurrenzkampf mit aus- 
ländischen Reedereien, die teilweise von ihren Heimatstaaten 
durch steuerliche Vergünstigungen, staatliche Finanzhilfen und 
durch Maßnahmen des Flaggenprotektionismus wirksam ge- 
fördert werden. Die Küstenschiffahrt leidet unter einer Uber- 
kapazität, die unter anderem auch auf die bisherigen Sonder- 
abschreibungsregelungen nach dem Einkommensteuergesetz 
zurückgeführt wird. In allen Bereichen der Seeschiffahrt besteht 
Personalmangel. 


B. Lösung 

Der Ausschuß hält es insbesondere für erforderlich, 

— Maßnahmen gegen die Diskriminierung der deutschen Flag- 
gen zu treffen, 

— eine Reihe gezielter Maßnahmen zur Milderung des Perso- 
nalmangels in die Wege zu leiten, 

— den Neubau moderner Tonnage zu fördern und 

— die Abschreibungsregelungen für die Küstenschiffahrt im 
Rahmen des Zweiten Steueränderungsgesetzes — Druck- 
sache VI/1901 — zu ändern. 

Einmütigkeit im Aussdiuß. 


C. Alternativen 

Entfallen 


D. Kosten 

Kosten lassen sich nicht im einzelnen abschätzen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Dritter Abschnitt Kapitel V über Seeverkehr 

— aus Drucksache Vl/1350 — 


A. Bericht des Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg) 


Der Verkehrsberidit 1970 der Bundesregieruiig — 
Drucksache VI/ 1350 — wurde in der 81. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen federführend und dem Haushaltsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. Der Verkehrs- 
ausschuß hat die Vorlage in seinen Sitzungen am 
21. Januar und 6. Mai 1971 behandelt. 

Zu dem Kapitel V über Seeverkehr hörte der Aus- 
schuß in geschlossener Sitzung am 21. Januar 1971 
den Verband Deutscher Reeder e. V., den Verband 
Deutscher Küstenschiffer e. V., die Deutsche Ange- 
stellten-Gewerkschaft sowie die Gewerkschaft öf- 
fentlicher Dienst, Transport und Verkehr an. 

Die deutschen Unternehmen der Hochsee- und 
Küstenschiffahrt stehen in einem scharfen inter- 
nationalen Wettbewerb mit ausländischen Reede- 
reien, die von ihren Heimatstaaten teilweise in er- 
heblichem Ausmaße steuerlich und finanziell ge- 
fördert sowie durch Flaggenprotektionnismus be- 
günstigt werden. Es ist nach Auffassung des Aus- 
schusses unerläßlich, daß eine annähernd gleiche 
Hilfestellung auch den deutschen Reedern zuteil 
wird, um ihnen einen Wettbewerb von gleicher 
Ausgangsbasis zu ermöglichen. 

Der Ausschuß hat in der Anhörung der Verbände 
und in den Beratungen festgestellt, daß die wirt- 
schaftliche Lage der deutschen Seeschiffahrt gegen- 


über der im Verkehrsbericht geschilderten Lage 
aufgrund internationaler Entwicklungen im Waren- 
austausch und neuerlichen Konjunkturentwicklun- 
gen in der Bundesrepublik verändert wurde. Für die 
deutsche Küstenschiffahrt haben sich spezielle Aus- 
wirkungen ergeben. Nach Auffassung des Verban- 
des Deutscher Küstenschiffer ist ein unverhältnis- 
mäßig hoher Tonnagezuwachs entstanden, der in 
keinem Verhältnis zu dem erwarteten Ladungsan- 
gebot steht. Die Überinvestitionen werden zu einem 
Teil auf die bis zum 16. Dezember 1970 geltenden 
Sonderabschreibungsmöglichkeiten nach dem Ein- 
kommensteuergesetz zurückgeführt. Der Ausschuß 
hat sich daraufhin bei der Beratung des Entwurfes 
des Zweiten Steueränderungsgesetzes - — Drucksache 
VI/ 1901 — dafür eingesetzt, daß der verkehrspoli- 
tisch unerwünschten Entwicklung durch wirksame 
Beschränkung der Sonderabschreibungsmöglichkei- 
ten für die Küsten schif fahrt Einhalt geboten wird, 
ohne daß idie übrigen schiffahrtspolitisch notwendi- 
gen Investitionen behindert werden. In der Bera- 
tung des Verkehrisberichtes hat der Verkehrsaus- 
schuß unter Berücksichtigung der Feststellungen im 
Bericht , der Deutschen Revisions- und Treuhandge- 
sellschaft über die wirtschaftliche Lage der See- 
schiffahrt im Jahre 1969 und im ersten Halbjahr 1970 
die nach wie vor ungünstige Eigenkapitalsituation 
der deutschen Reedereien zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß hat die Probleme, die der Verkehrs- 
bericht der Bundesregierung und die Anhörung der 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 , 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2283 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Verbände auf gezeigt haben, ausführlich diskutiert 
und die zeitlich dringlichsten Fragen in seiner Ent- 
schließung zusammengefaßt Darin sind die Vor- 
schläge des Verbandes Deutscher Reeder und des 
Verbandes Deutscher Küstenschiffer im wesentli- 
chen als berechtigt aufgenommen worden. 

In der Entschließung ist zunächst auf das Erfor- 
dernis eingegangen, die Entwicklung der EWG mit 
allen wirtschafts- und sozialpolitischen Konsequen- 
zen in die Überlegungen zur Seeschiffahrtspolitik 
in der Bundesrepublik einzubeziehen. Der Beitritt 
von Ländern mit größeren Handelsflotten wird die 
Akzente deutlich verschieben. Die Flotten der jet- 
zigen EWG-Länder umfassen zusammen 28 Millio- 
nen BRT. Großbritannien allein verfügt über 24 Mil- 
lionen BRT, Norwegen über 20 Millionen BRT. Als 
einen ersten Schritt auf dem Wege zur Abwehr des 
Flaggenprotektionismus soll nach Auffassung des 
Verkehrsausschusses in die von der EWG abge- 
schlossenen Handelsverträge eine Nichtdiskriminie- 
rungsklausel für die Mitgliedsländer auf genommen 
werden. 

Der Vorschlag, das Außenwirtschaftsgesetz zu 
ändern, um gewissen Praktiken der Flaggendiskri- 
minierung besser bekämpfen zu können, wird noch 
einer Überprüfung unter dem Gesichtspunkt inter- 
nationaler Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland bedürfen. Der Verkehrsausschuß sieht 
zunächst keine andere Lösung, als die Beteiligung 
deutscher Linienreedereien an Schiffahrstkonferen- 
zen und Ladungsaufteilungsabkommen in bestimm- 
ten Fällen mit einem Genehmigungsvorbehalt des 
Bundesverkehrsministeriums versehen werden 
müßten. Nur so kommt man auf praktischem Wege 
der Abwehr des Flaggenprotektionismus näher. 

Der Ausschuß hat die Notwendigkeit erkannt, mit 
finanziellen Hilfen aus dem Bundeshaushalt die 
deutsche Seeschiffahrt in den Stand zu versetzen, 
sich dem schnellen Strukturwandel im Seeverkehr 
anzupassen und notwendige Modemisierungsinve- 
stitionen vorzunehmen. Bei steigenden Neubauprei- 
sen kann mit den bisher vorgesehenen Mitteln al- 
lerdings nur ein geringeres Volumen gefördert 
werden. Der Ausschuß hat daher angeregt, höhere 
Ansätze für die Neubauhilfen einzuplanen. 


Die Personallage der deutschen Handelsflotte 
wurde im Ausschuß ausgiebig erörtert und zur 
Kenntnis genommen, daß die Personalmangellage 
der Seeschiffahrt nicht typisch für die deutsche See- 
schiffahrt ist, sondern für die weltweite Seeschiffahrt 
generell gilt. Der Ausschuß hat sich mit den sozio- 
logischen und psychologischen Hntergründen be- 
faßt und insbesondere die Darstellungen der Ge- 
werkschaftsvertreter in der Anhörung am 21. Ja- 
nuar 1971 zur Kenntnis genommen. Diese Aus- 
führungen ließen erkennen, wie vielschichtig die 
Besetzungsprobleme in der Seeschiffahrt sind und 
daß es allen Schiffahrt treibenden Nationen schwer 
sein würde, die gestiegenen Erwartungen aufgrund 
der Verhältnisse an Land auf die Schiffsverhältnisse 
zu übertragen. Der Ausschuß hat daher zunächst 
einzelne Vorschläge in seiner Entschließung auf- 
genommen, die zur Verbesserung der Personal- 
Situation in der Seeschiffahrt beitragen sollen. Der 
Vorschlag, alsbald Besetzungsvorschriften für Mann- 
schaften in der Seeschiffahrt zu erlassen, soll unter 
Berücksichtigung neuer technischer Entwicklungen 
in der Seeschiffahrt und im Schiffbau zu einer mo- 
dernen Neuordnung im Mannschaftssektor führen. 
Dabei müssen die Erkenntnisse berücksichtigt wer- 
den, die auch in der ausländischen Seeschiffahrt ge- 
wonnen worden sind. Von dem Vorschlag, auch aus- 
ländische Schiffsoffiziere mit nur englischen Sprach- 
kenntnissen zum Dienst auf deutschen Schiffen zu- 
zulassen, erhofft sich der Ausschuß eine Lockerung 
der äußerst angespannten Personallage. Der Aus- 
schuß geht davon aus, daß der ohnehin internatio- 
nale Wirtschaftszweig ähnlich wie in der Luftfahrt 
zu einer internationalen Sicherheits- und Kom- 
mandosprache kommen wird. Erleichterungen er- 
wartet der Ausschuß aus der Anregung, den Über- 
gang vom Schiffs- zu einem Landberuf für Seeleute 
in höherem Alter durch organisatorische Maß- 
nahmen zu schaffen. Der Seemann soll nicht be- 
fürchten müssen, von einem gewissen Alter an den 
beruflichen Anschluß an Landberufe zu verlieren. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß tagt erst am 
17. Juni 1971. Falls er eine abweichende Auffassung 
vertritt, wird der Berichterstatter im Plenum be- 
sonders darauf hinweisen. 


Bonn, den 8. Juni 1971 


Mursch (Soltau-Harburg) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Kapitel V — Seeverkehr — des Dritten Ab- 
schnitts des Verkehrsberichts 1970 der Bundes- 
regierung — aus Drucksache W1350 — ■ zur 
Kenntnis zu nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) zur Bekämpfung der Flaggendiskriminierung 
darauf hinzuwirken, daß in die von der EWG 
abgeschlossenen Handelsverträge eine Nicht- 
diskriminierungsklausel zugunsten der EWG- 
Flaggen auf genommen wird; 

b) einen Gesetzentwurf zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes vorzulegen, wonach 
die Beteiligung deutscher Linienreedereien an 
Schiffahrtskonferenzen und Ladungsauftei- 
lungsabkommen unter einen Genehmigungs- 
vorbehalt des Bundesministers für Verkehr 
gestellt werden kann; 

c) zu prüfen, ob bei der Aufstellung der Bundes- 
haushaltspläne in den nächsten Jahren 
schrittweise höhere Ansätze für Neubauhil- 
fen für die deutsche Seeschiffahrt eingeplant 
werden können; 


d) die vorgesehenen neuen Besetzungsvorschrif- 
ten für Mannschaften in der Seeschiffahrt als- 
bald zu erlassen, wobei besonders auf neue 
technische Entwicklungen in Schiffahrt und 
Schiffbau Rücksicht zu nehmen ist; 

e) zu prüfen, ob unter Änderung des § 33 der 
Schiffsbesetzungs- und Ausbildungsordnung 
vom 19. August 1970 (BGBL I S. 1253) Inhaber 
ausländischer Befähigungszeugnisse zum 
Schiffsoffiziersdienst auf deutschen Schiffen 
auch dann zugelassen werden können, wenn 
sie lediglich über englische Sprachkenntnisse 
verfügen; 

f) die bisherigen Bemühungen nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz zu intensivieren, damit 
ausscheidenden Offizieren und Mannschaften 
auch im höheren Alter noch angemessene 
Arbeitsplätze an Land vermittelt werden 
können; 

g) im Interesse der Sicherheit des Schiffsver- 
kehrs auf eine bessere Verkehrsregelung für 
die Schiffahrt im Englischen Kanal hinzuwir- 
ken; 

h) dem Deutschen Bundestag über die aufgrund 
dieser Entschließung getroffenen Maßnahmen 
bis zum 30. Juni 1972 einen Bericht vorzu- 
legen. 


Bonn, den 8. Juni 1971 


Der Aussdiuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Dr. Apel Mursch (Soltau-Harburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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